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Altlast Kappel

"Diese Politik ist nicht nachvollziehbar"

Zu: "Erst weitere Gutachten, dann die Gespräche", BZ vom 8. Januar: 

Im Zuge der ins Auge gefassten Sanierung der giftigen Hinterlassenschaft des Stolberger-Zink-Bergbaus in Kappel, wo die Stadt zahlreiche Wohnungen errichten möchte, wollen die Planer neue Gutachten einholen. Diese sollen, wie die Stadt bekannt gab, die Freiburger Treubau und das Büro des Rottenburger Projektentwicklers Gerhard Eisele erstellen. Institutionen also, die an besagtem Standort involviert sind und demzufolge wirtschaftliche Interessen haben. Da soll offensichtlich der Teufel mit dem Beelzebub vertrieben werden.

Gutachten sind doch wohl dazu da, ein Für und Wider sachlich neutral aufzudröseln. Dazu bedarf es, unabhängiger Instanzen. Doch bitte, wo sind diese in diesem Fall? Auf die zu erwartenden Gefälligkeitsgutachten zu setzen, darf den städtischen Politikern nicht empfohlen werden. Dies würde der brisanten Angelegenheit nur noch zusätzlich schaden und die Auseinandersetzung verschärfen.

In Kappel geht es wieder einmal um das furchtbare Ringen zwischen Ökologie und Ökonomie. Und das in der ach so grünen Stadt Freiburg. Deren OB Dieter Salomon ließ sich kürzlich im Magazin Der Spiegel mit den Worten zitieren, sein Ziel sei "eine gute, funktionierende Verwaltung, die die Leute nicht vor den Kopf stoßen soll". Weil: "Die Politik muss nachvollziehbar sein." Was sie in besagtem Fall aber nicht ist. Beim Umweltschutz jedenfalls sollte der Schutz der Bevölkerung vor möglichen Gefahren im Vordergrund stehen – und nicht das behördlicherseits gerne mit Nachdruck praktizierte Verhalten, in Verordnungen und Gesetzen nach Schlupflöchern zu fahnden, um Pläne gegen alle Widersprüche durchzusetzen
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